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• Alles schon dagewesen
„Freisfädte" waren immer Krisenherde

sp — In mehreren Verlautbarungen 
hat Moskau den Westmächten nahe­
gelegt, aus Westberlin eine sogenannte 
Freistadt zu machen. Hierbei wird so 
getan, als sei dies d i e Lösung aller 
Probleme. In Moskau weiß man natür­
lich ganz genau, daß die Geschichte der 
europäischen Völker gerade durch so­
genannte Freistädte stark belastet wurde, 
daß „Freistädte" immer wieder Anlaß 
zu neuen Krisen gaben. Nach dem ersten 
Weltkrieg wurde Danzig eine „Frei­
stadt". Wenige Jahre nach dem Versailler 
Friedensvertrag war die „Freistadt Dan­
zig" zum internationalen Gefahrenherd 
geworden. Nach dem zweiten Weltkrieg 
experimentierten die Siegermächte mit 
der Schaffung des „Freies Territorium 
von Triest". Der frühere Adriahafen 
Oaliens wurde zu einer geteilten Stadt, 

auf dem Papier legte man die Rechte der 
Jugoslawen und Italiener fest. Schon 1950 
erwies sich auch dieses Experiment als 
untaugliches Mittel zur Beseitigung eines 
Krisenherdes. Nur dem besonnenen Ver­
halten der italienischen und jugoslawi­
schen Regierung ist es zu verdanken, daß 
in Triest nicht der erste große Nach­
kriegskonflikt in Europa entstehen 
konnte. — Die Sowjets wissen das alles 
genau so wie wir. Wenn sie trotzdem 
die Schaffung einer „Freien Stadt West­
berlin" vorschlagen, scheint ihnen daran 
gelegen zu sein, die deutsche Haupt­
stadt auch weiterhin als Hebel für ihre 
Expansionspolitik in Europa zu benutzen. 
Aus diesem Grunde haben die West­
mächte eine solche „Lösung" des Berlin- 
Problems abgelehnt.

Geheime Kommandosache:

Ulbrichts Rede vor dem 13. ZK-Plenum
OS. Als „Geheime Kommandosache" 

gilt nach wie vor ULBRICHTs Rede vor 
dem 13. Plenum des Zentralkomitees im 
Juli 1961. Sie blieb unbekannt. Zwar 
wurden einige kurze und scharf zensu­
rierte Auszüge im Funktionärsorgan 
„NEUER WEG" publiziert, aber der 
größte Teil seiner Ausführungen wurde 

nicht freigegeben. Der offene Ausbruch 
der Berlinkrise schließlich hat von der 
Tatsache der geheimgehaltenen Rede ab­
gelenkt.

Dennoch ist diese Rede ein Schlüssel 
zu vielem, was heute geschieht, wenn­
gleich ULBRICHT damals die jetzige 
Berliner Entwicklung nicht konkret an­



deutete und sich über seine wahren Pläne 
ausschwieg. Wesentlicher ist die Analyse 
der Zonensituation, die ULBRICHT gab. 
Uns sind ausführliche Informationen über 
die Geheimrede des Zonendiktators be­
kanntgeworden, die das ganze Ausmaß 
des Bankrotts der 16 Jahre Sowjetisie- 
rungspolitik sichtbar machen.

ULBRICHT gab in einer breiten Dar­
stellung die Schwierigkeiten und Rück­
stände in Wirtschaft und Versorgung zu, 
ohne jedoch den Versuch zu machen, die 
wahren Gründe herauszufinden. Stattdes­
sen forderte er „große gemeinsame An­
strengungen" der gesamten Zonenbevöl­
kerung, sie zu überwinden.

Bei der Schuldfrage ging er allein auf 
politisches Versagen der Funktionäre 
und „Zersetzungserscheinungen" ein, die 
es in allen Schichten der Bevölkerung 
gebe. Dazu ULBRICHT:

„Jetzt zeigen sich die jahrelangen 
Versäumnisse und Unterlassungen auf 
dem Gebiet der Kaderschulung und der 
politischen Massenarbeit. Es ist bisher 
nicht gelungen, die Massen der Be­
völkerung auch nur in den Grundfra­
gen der Politik der Arbeiter- und 
Bauernmacht aufzuklären und zu über­
zeugen."
Dies habe sich besonders deutlich offen­

bart, als die Erhöhung der Arbeitspro­
duktivität und die großen ökonomischen 
Aufgaben des Siebenjahrplans auf die 
Tagesordnung .gestellt worden seien. 
Doch, sei das Versagen auf diesen Gebie­
ten nicht einmal entscheidend gewesen:

„Vor uns steht der Abschluß eines 
Friedensvertrages und die endgültige 
Regelung des Westberlin-Problems. 
Und was zeigt sich in dem Moment, 
in dem wir an die Regelung dieser 
Probleme gehen? Es zeigt sich, daß wir 
die Folgen davon zu spüren bekom­
men, daß Grundorganisationen und 
führende Kader jahrelang der Frage 
von Westreisen, von Westberlin-Be­
suchen und der Republikflucht aus dem 
Wege gegangen sind. Der Opportunis­
mus wurde zur Grundlage der Arbeit 
vieler Grundorganisationen und Funk­
tionäre. Der Opportunismus und das

Zurückweichen vor der Arbeit des 
Klassenfeindes. Das ist die Lage." 
ULBRICHT hat nach den vorliegenden 

Informationen eine Vielzahl von Einzel­
beispielen für seine Thesen aus Betrieben 
und LPG angeführt, um dann zu dem 
Schluß zu kommen:

„Das Ausweichen vor der Ausein­
andersetzung hat Zweifel an der sozia­
listischen Perspektive in Deutschland 
gebracht, die sich in der Parteiorgani­
sation, selbst in den Hirnen vieler 
Funktionäre breitmachen."
Der SED-Chef forderte, daß die Partei 

schnell mobilisiert werde, um „entschejÄ 
dende innere Auseinandersetzungen" mW 
Erfolg bestehen zu können. Er vertrat 
die Auffassung, daß eine „konkrete Ver­
schärfung der Klassenkampfsituation" 
eingetreten sei, was nicht nur im Rah­
men Gesamtdeutschlands seine Wider­
spiegelung in der Auseinandersetzung 
mit dem „Imperialismus und Revanchis­
mus" der Bundesrepublik finde, sondern 
auch in der „DDR" selbst „konkret spür­
bar" sei.

In ■ diesem Zusammenhang entfaltete 
ULBRICHT eine Hetze gegen die Sozial­
demokratie, die alles bisher Gebotene in 
den Schatten stellt. Während die Angriffe 
gegen BRANDT und die SPD-Mannschaft 
im „NEUEN WEG" weitgehend als ein­
ziger Teil der Rede veröffentlicht wur­
den, sind von den Auseinandersetzungen 
ULBRICHTs mit der Wirksamkeit der 
SPD in der Zone nur Bruchstücke publi­
ziert worden. Der Diktator behauptete in 
diesem Zusammenhang, in der Klasseq^ 
kampfsituation innerhalb der „DDR" 
die SPD der „Hauptstörer und Haupt­
unruhestifter". Es gelte deshalb, mit allen 
Mitteln gegen den Sozialdemokratismus 
vorzugehen. Der Standpunkt sei irrig, daß 
hier „Überzeugungsarbeit" allein aus­
reiche:

„Wir müssen unsere staatlichen 
Machtmittel einsetzen, und wir werden 
sie einsetzen", 

proklamierte er.
All das sollte man in Rechnung ziehen, 

wenn man die heutige Zonensituation 
analysiert. SPD-Pressedienst
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Die Rache des
Seit dem 13. August, jenem Tag, an 

dem durch Panzer, Stacheldraht und hohe 
Betonmauern der Zugang von Ostberlin 
nach Westberlin abgeschnitten und eine 
Flucht aus der Zone nach dem freien 
Westberlin nur noch unter Lebensgefahr 
möglich ist, sieht der SED-Chef Ulbricht 
seine Zeit gekommen, um mit den 
Widerspenstigen und Feinden des SED- 
Regimes brutal aufzuräumen. In seiner 
Fernsehrede vom 18. August kündigte er, 
der die Fluchtwege nach dem Westen 
• rbaut weiß, ein schonungsloses Gericht

r alle Gegner seines Regimes an, als er 
erklärte, er sei entschlossen, „mit allen 
Nachwirkungen des Frontstadtsumpfes 
reinen Tisch zu machen und durch Zu­
weisung von Arbeit denen zu helfen, 
wieder anständige Menschen zu werden, 
die sich bisher nur als Schmarotzer ver­
halten hätten".
Seit dem 13. August hat in der ganzen 
Zone eine Jagd auf „Staatsfeinde" be­
gonnen, die in ihrer Brutalität beispiellos 
ist. Die SED-Zeitungen in der sowjet­
zonalen Provinz putschen die Kommu­
nisten der Zone in Pogromstimmung und 
bringen Schlagzeilen wie „Wühlratten 
ausgehoben", „Warnung an Wühlmäuse" 
oder „mit den Feinden wird Fraktur ge­
redet". Immer wieder werden Zonen­
bürger angeprangert, die den 13. August 
nicht verstanden hätten und auch jetzt 
noch, angeblich im „Auftrag westlicher 
Imperialisten", den Aufbau sabotierten.

■u? Verhaftung angeblicher „Staatsfeinde" 
BB zu einer Massenerscheinung 
geworden. Und immer wieder wird die 
Forderung propagiert, die Oppositionellen 
„hinter Schloß und Riegel zu bringen". 
Es hat den Anschein, als ob die SED zu­
nächst ihren Terror auf dem Lande kon­
zentriert, weil sie offensichtlich den 
Widerstand der Arbeiter in den Städten 
mehr fürchtet. Es gibt keinen Zonen­
bezirk, in dem nicht LPG-Bauern wegen 
ihrer „staatsfeindlichen Einstellung" an­
geklagt und verhaftet werden. Im Kreis 
Delitzsch sind es die LPG-Mitglieder 
Schreiber und Grube, die angeblich „als

Kerkermeisters
ehemalige SPD-Mitglieder durch „Hetze 
und Wühlarbeit" im Dorf den „kommu­
nistischen Aufbau" schädigten. Im Kreis 
Eisenach stehen Verhaftungen bevor, 
weil es dem „Feind" gelungen sei, 
schwankende LPG-Mitglieder auf den 
westlichen Leim zu locken. Man sei nicht 
länger gewillt, so heißt es in einer Erklä­
rung, tatenlos zuzusehen, „wie einige 
Unverbesserliche als 5. Kolonne für Bonn 
agieren, die genossenschaftliche Arbeit 
sabotieren und Zwietracht in den jungen 
LPGs säen".

Auch im Bezirk Magdeburg und im 
Bezirk Halle häufen sich Angriffe gegen 
„Saboteure". Bauern, die für eine „Öff­
nung der Grenzen eintreten" oder die 
den Austritt aus der LPG ankündigen, 
werden als Agenten des Westens ge- 
brandmarkt.
Der Anklage ist in all diesen Fällen die 
Verhaftung durch den SSD gefolgt, wenn 
man dies auch nicht ausdrücklich mitteilt. 
Aber nicht nur die Bauern, sondern auch 
die Arbeiter sind seit dem 13. August 
zur Zielscheibe der SED-Funktionäre ge­
worden. Was Ostberlin betrifft, so hat 
sich Ulbrichts Ankündigung von „Er­
ziehungsmaßnahmen" sehr schnell reali­
siert. Den „Grenzgängern", die trotz ihres 
bisherigen Wohnsitzes im östlichen Ge­
biet in Westberlin ihrer Arbeit nachgin­
gen, wurden Daumenschrauben angelegt.
Viele von ihnen wurden vor die Alterna­
tive gestellt, entweder weitere Verfol­
gungsmaßnahmen zu erdulden oder sich 
zur Arbeitsleistung in entfernt gelegenen 
Zonenbetrieben verschicken zu lassen. 
Ulbricht propagierte das als eine „Erzie­
hung zu anständigem Denken". Daß für 
die Verschickten nur niedrigste Stunden­
löhne bewilligt werden, versteht sich am 
Rande.
In den Zonenbetrieben beginnt ebenfalls 
der Rachefeldzug Ulbrichts. In Leipziger 
Betrieben wurde gegen die „Zweigleisig­
keit" der Arbeiter und selbst der SED- 
Mitglieder Anklage erhoben. Im VEB 
Montan in Leipzig haben nach Fest­
stellung der SED-Bezirksleitung „selbst 
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Parteimitglieder die verlogenen Argu­
mente der Bonner Ultras verbreitet und 
damit die Position des Krieges bezogen". 
Im VEB K a m a in Dresden hätten sich — 
besagt ein anderer SED-Bericht — Beleg­
schaftsmitglieder die „Parole sogenannter 
freier Wahlen nicht nur zu eigen 
gemacht, sondern sie noch darüber hinaus 
im Arbeitsbereich kolportiert und ver­
sucht, die Arbeitskollegen zu einer orga­
nisierten Meinungsäußerung gegen die 
Friedenspolitik der DDR zu gewinnen". 
Für die Zonenbevölkerung hat jetzt eine 
Zeit begonnen, die von Angst und Terror 
bestimmt wird. Denunzianten und Spitzel 
haben ihre große Zeit. Aber mit diesem 
Terror wächst auch der Haß . . .

SPD-Pressedienst

Bezirkliche Nachrichten:

Am 20. Oktober 1961 verstarb 
unser Kamerad

Erich Wilhelm
(Bezirk Neukölln).

Der frühere Reichsbannerkamerad 
war Mitglied des Freiheitsbundes 
seit dem 1. Mai 1951.

Wir werden sein Andenken stets 
in Ehren halten.
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